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V E R A N S T A L T U N G S B E R I C H T  

 

“EU-Mitgliedschaft – Herausforde-
rungen für die Kroatische Wirtschaft“ 

Mit dieser Auftaktveranstaltung der neuen 

Wirtschaftspolitischen Dialogreihe unter 

dem Titel: „Economic Policy Debate“ zu 

aktuellen Herausforderungen der kroati-

schen Wirtschaft leistet die KAS seit dem 

3. Oktober 2013 einen Beitrag zur Inten-

sivierung der Öffentlichen Debatte über 

die Wirtschaftsprobleme Kroatiens.         

In den regelmäßig folgenden Dialogver-

anstaltungen sollen immer wieder aktuel-

le Wirtschaftsprobleme aufgegriffen und 

von kroatischen sowie ausländischen Poli-

tikern sowie Wirtschaftsfachleuten kon-

trovers diskutiert werden. 

In seinen einleitenden Worten beschrieb der 

Landesbeauftragte der Konrad-Adenauer-

Stiftung, Dr. Michael Lange, die Ziele die-

ser neuen Veranstaltungsreihe. Es gehe der 

KAS dabei vor allem um den konstruktiven 

Meinungsaustausch zwischen Politkern und 

Wirtschaftsexperten aus dem In- und Aus-

land. Dabei wolle man keine Konzepte ein-

fach übertragen sondern mit den verschie-

densten lokalen Wirtschaftsakteuren an 

gemeinsamen Strategien arbeiten, wie man 

die aktuelle Krise der kroatischen Wirtschaft 

bewältigen kann.                                        

 

 

 

 

 

Man sei bestrebt, den kroatischen Entschei-

dungsträgern auch mit Unterstützung aus-

ländischer Wirtschaftsexperten „Best Practi-

ce“–Beispiele aus anderen Ländern nahezu-

bringen, damit die kroatischen Akteure dar-

aus die entsprechenden Schlüsse für die 

Formulierung eigener wirtschaftspolitischer 

Maßnahmen ziehen können.   Diese gelte es 

dann aber auch ins Werk zu setzen, soll die 

kroatische Wirtschaft davon tatsächlich pro-

fitieren.                                                    

Dr. Lange betonte, dass die Nützlichkeit ei-

ner solchen Debatte natürlich wesentlich 

von der Bereitschaft der kroatischen Exeku-

tive abhänge, die im Dialog erarbeiteten 

Empfehlungen auch aufzugreifen und in die 

kroatischen, (wirtschafts-)  politischen Ent-

scheidungsprozesse einfließen zu lassen.   

 

 

 

 

 

Der Gouverneur der Kroatischen Zentral-

bank, Prof. Dr. Boris Vujčić betonte zu 

Beginn seines Hauptreferates, dass die 

kürzlich von der kroatischen Regierung vor-

gestellten Maßnahmen zur Senkung des 

Haushaltsdefizits zwar in die richtige Rich-

tung weisen, Kroatien jedoch, um noch 

konkurrenzfähiger zu werden, Reformen in 

verschiedenen Bereichen noch schneller 

umsetzen müsse. Einige erforderliche Re-

formen seinen war bereits angestoßen wur-

den, wie etwa die Restrukturierung öffentli-

cher Unternehmen und begrenzte Liberali-

sierungen des kroatischen Arbeitsmarkt und 

des Gesundheitswesens; dies seien aber     

– angesichts der aktuellen Probleme-  
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unzureichende Schritte, die es zu ergänzen 

gelte. Es gehe um strukturelle Reformen in 

allen Bereichen, vor allem im Staatshaus-

halt, den es nach der zu erwartenden Eröff-

nung eines EU-Defizit Verfahrens umgehend 

zu sanieren gilt.  

 

 

 

 

 

Die Möglichkeiten der Geldpolitik seien in 

Kroatien, trotz der umfassenden „Euroisie-

rung“ der lokalen Gesellschaft eher be-

grenzt, auch wenn beabsichtigt sei ,die Kon-

junktur mit zinslosen Krediten für die kroa-

tischen Banken zu stimulieren.        

Da die Instrumente der Fiskalpolitik, wegen 

der 15 Jahre andauernden Untätigkeit der 

kroatischen Regierungen heute nicht mehr 

zur Verfügung stehen bzw. stehen der kroa-

tischen Regierung keine weiteren Haus-

haltsmittel für wirtschaftspolitische Förder-

programme mehr zur Verfügung, da in den 

guten konjunkturellen Zeiten vor der Fi-

nanzkrise, die nötigen Sparmaßnahmen 

nicht eingeleitet worden sind.                  

 

 

 

 

 

Kroatien hat in diesen „besseren“ Zeiten lei-

der nicht vorgesorgt und muss nun in die-

sen „schlechten“ Zeiten mit den Einschnit-

ten beginnen.  Sollte sich die kroatische Re-

gierung weiterhin notwendigen Einsparun-

gen verschließen, könnte das Haushaltsdefi-

zit –so Vujčić auf bis auf 6 Prozent des BIP 

und die Staatsschulden auf 75 Prozent des 

BIP steigen. Im Falle sofortiger Einsparun-

gen könnten dagegen das Haushaltsdefizit 

auf 3,5 Prozent des BIP und die Staats-

schulden auf 60 Prozent des BIP zurückge-

führt werden.  

Der Gouverneur kündigte jedoch an, dass 

die Zentralbank vom kommenden Monat an 

damit beginnen werde, den kroatischen Ge-

schäftsbanken zinslose Kredite zur Verfü-

gung zu stellen, um diesen Banken damit 

die Bereitstellung neuer bzw. erweiterter  

Kreditlinien für in Schwierigkeiten geratene 

Unternehmen zu ermöglichen. Allerdings sei 

eine solche, inzwischen dritte, geldpolitische 

Maßnahme der Zentralbank genauso wenig 

eine Lösung für die Wachstumskrise der 

kroatischen Wirtschaft wie alle von der Re-

gierung ins Auge gefassten finanzpolitischen 

Maßnahmen sondern liegen vor allem in den 

angesprochenen strukturellen Reformen und 

Verbesserungen in den wirtschaftlichen 

Rahmenbedingungen. 

 

 

 

 

 

Der Gouverneur äußerte in einem anschlie-

ßenden Interview zudem die Überzeugung, 

dass es im Falle umfassender Reformen im 

Arbeitsrecht in Kroatien durchaus zu mehr 

Wirtschaftswachstum kommen könnte. Da-

bei könne man sich durchaus an Ländern 

(Deutschland) orientieren die bisher gut 

durch die Krise gekommen sind und analy-

sieren, wie sie es geschafft und welche 

Maßnahmen sie dafür ergriffen haben.  

Er verwies zudem auf die hohen Kosten, die 

auf Kroatien 2014, aufgrund der EU-

Mitgliedschaft, nun zukämen und brachte 

seine Hoffnung zum Ausdruck, dass es Kro-

atien gelingen möge, möglichst die Kroatien 

jetzt zur Verfügung stehenden EU Struktur- 

und Regionalfonds so umfassend wir mög-

lich zu nutzen. Dies gelänge erfahrungsge-

mäß vor allem jenen Ländern, die über ein 

gutes Investitionsklima verfügen.  
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Dr. Joachim Pfeiffer, der wirtschaftspoliti-

sche Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im 

Deutschen Bundestag sprach anschließend 

zu Beginn seiner Erwiderung auf den kroati-

schen Zentralbankchef von der Richtung 

weisenden Bedeutung der deutschen Wirt-

schaftspolitik für den Großraum Europa und 

die wichtigen politischen Weichenstellungen, 

die nun nach Abschluss der Parlamentswah-

len in Deutschland getroffen werden müs-

sen.  

 

 

 

 

 

Er skizzierte das für seine Partei herausra-

gende Wahlergebnis von immerhin 41,5 

Prozent der Wählerstimmen, dem besten 

Wahlergebnis seiner Partei bei einer Bun-

destagswahl seit 1990. Mit 311 von 630 

Mandaten reichte es jedoch sehr knapp 

nicht zur absoluten Mehrheit, so dass es 

nun zu Sondierungsgesprächen mit mögli-

chen neuen Koalitionspartnern kommen 

wird. Da die Liberalen (FDP) den Einzug ins 

Parlament diesmal nicht geschafft hätten, 

böten sich dafür jetzt nur noch die Grünen 

und die Sozialdemokraten (SPD) an, da die 

Linke für die CDU in keinem Fall als Koaliti-

onspartner in Frage käme. 

 

 

 

 

 

Die Gespräche werden zeigen, dass die CDU 

darauf besteht die wirtschaftliche Entwick-

lung weiter zu fördern, was Schuldenkonso-

lidierung sowie Steuersenkungen erforder-

lich mache und nicht eine Anhebung der 

Steuern und Sozialtransfers, wie es bisher 

die potentiellen Koalitionspartner fordern. In 

Deutschland hätten Arbeitsmarktreformen 

den Wettbewerb erhöht und damit die Mög-

lichkeit verbessert, Produkte und Dienstleis-

tungen anzubieten, die in Europa, Asien und 

den USA konkurrenzfähig seien. Aus diesem 

Grunde befände sich der Beschäftigungs-

grad in Deutschland aktuell auf einem Re-

kordwert und produziere die höchsten Steu-

ereinnahmen in der Geschichte der Bundes-

republik. Deshalb seien auch die von einigen 

geforderten  Steuererhöhungen überhaupt 

nicht nötig, zumal  sie gerade die Einkom-

mensgruppen beträfen, welche die Leis-

tungsträger in unserer Gesellschaft seien , 

nämlich die  Bezieher niedriger bis mittlerer 

Einkommen, Vor allem sie seien momentan 

von der „kalten“ Steuerprogression betrof-

fen. Zum Schluss seiner Ausführungen zur 

wirtschaftlichen Lage in Deutschland ver-

wies Pfeiffer noch auf die beiden größten 

Herausforderungen für Deutschland, näm-

lich die Energiewende und die Zukunft des 

demographischen Wandel.  

 

 

 

 

 

Die Tatsache, dass die Deutschen im Durch-

schnitt immer älter würden, mache Anpas-

sungen des  Rentensystems notwendig wo-

bei es vor allem gelte, die immer deutlicher 

werdende Lücke zwischen Angebot und 

Nachfrage auf dem deutschen Arbeitsmarkt 

zu schließen. Wenn es stimme, dass 

Deutschland bis 2020 6,5 Millionen Erwerbs-

fähige fehlen werden, müssen wir alle ver-

fügbaren eigenen Kräfte zu mobilisieren su-

che, wie etwa (arbeitslose) Jugendliche, 

aber auch arbeitswillige Ältere und uns zu-

dem ev. auch um die Zuwanderung qualifi-

zierter Kräfte aus dem Ausland bemühen. 

Kroatien könne davon profitieren, wenn es 

sein Bildungssystem reformiert und seine 

jugendlichen Studenten darauf aufmerksam 

macht, dass in- und ausländische Investo-

ren heutzutage vor allem technische Berufe 
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und Ingenieure nachfragen, um die Indust-

rie und das verarbeitende Gewerbe zu stär-

ken. Deshalb gelte vor allem Investition in 

den Bereichen Forschung und Entwicklung 

mit einem besonderen Fokus auf kleinere 

und mittlere Unternehmen zu generieren. 

Auch in Deutschland müsse man dabei 

Technologie feindlichen Tendenzen entge-

gentreten, die unsere technologische Ent-

wicklung, wie etwa im Bereich der Biotech-

nologie, hemmen. 

In Deutschland bemühe man sich zudem 

eine „Energiewende“ hin zu mehr Erneuer-

baren Energien ins Werk zu setzen. Solar- 

und Windenergie seine bislang jedoch noch 

deutlich teurer als konventionelle Energie-

formen, weswegen die Stromkosten in 

Deutschland weiter steigen und Deutschland 

Gefahr läuft nicht mehr zu konkurrenzfähi-

gen Preisen produzieren zu können.  

 

 

 

 

 

Man müsse zwar die Umwelt schützen, aber 

auch konkurrenzfähig bleiben, um weiterhin 

zu annehmbaren Preisen exportieren zu 

können. Dies gelte für ganz Europa wenn 

man auf den Weltmärkten gegen Wirt-

schaftsmächte wie den USA und China auch 

in Zukunft bestehen will.                        

Kroatien habe sich als neues EU-Mitglied 

ebenfalls diesen Herausforderungen zu stel-

len und verfüge doch über ein außerge-

wöhnliches Potential an natürlichen und 

humanen Ressourcen. Kroatien müsse je-

doch zuerst einmal seine Staatsfinanzen in 

den Griff bekommen und das Defizit zurück-

führen so wie es Deutschland in den letzten 

10 Jahren gelungen sei. Auch Kroatien müs-

se –wie Deutschland – die notwendigen Re-

formen auf dem Arbeitsmarkt durchsetzen. 

Geschehe dies nicht (bald), werde niemand 

in Kroatien investieren, denn nicht nur viele 

deutsche Unternehmen fürchten die kroati-

sche Bürokratie.  Kroatien müsse tiefgrei-

fende Reformen durchführen anstatt immer 

nur die Steuern oder das Budgetdefizit zu 

erhöhen. Stattdessen müssten die 

Staatsausgaben gekürzt werden um die 

Schulden noch bedienen und nicht den 

Staatsbankrott erklären zu müssen. Kroa-

tien dürfe nicht dem falschen Weg anderer 

europäischer Staaten, wie etwa Frankreich, 

folgen und eine von Grund auf falsche Poli-

tik verfolgen, denn diese drohe die Europäi-

sche Union noch weiter in die Krise zu stür-

zen.  

 

 

 

 

 

Ivan Domagoj Milošević, der wirtschafts-

politische Sprecher der HDZ Fraktion im 

kroatischen Parlament sprach anschließend 

über die -seiner Meinung nach- beklagens- 

werte wirtschaftliche Situation seines Lan-

des und die ganz offensichtlich unzurei-

chenden Schritte der eigenen Regierung, 

diesen Zustand zu beenden. Er verwies auf 

die unzureichende Investitionsförderung, 

die bisher (ausländische) Direktinvestitionen 

vor allem des Mittelstandes eher diskrimi-

niere, Großinvestoren dagegen im Rahmen 

eines geplanten neuen „Gesetzes über Stra-

tegische Investitionen“ unnötige Anreize 

biete. Ohne Direktinvestitionen könne Kroa-

tien aber kein wirtschaftliches Wachstum 

generieren und damit einen Weg aus der 

aktuellen Wirtschaftskrise finden.  
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Er sehe durchaus Anzeichen einer mögli-

chen verstärkten politischen Mobilisierung 

der unzufriedenen Teile der kroatischen Be-

völkerung. Er kritisierte, dass man die not-

wendigen Strukturreformen bis heute eben 

nicht –wie angekündigt – eingeleitete und 

damit die Verschlechterung der wirtschaftli-

che Lage im Land in Kauf genommen habe 

anstatt  –aufbauend auf dem überzeugen-

den Votum des Wählers- den nachhaltigen 

Weg aus der Krise zu beschreiten.    

 

 

 

 

 

Des Weiteren vertrat er die Auffassung, 

dass der kroatische Privatsektor weiter ge-

stärkt werden und die Privatisierung von 

(Staats-) Unternehmen zügig weiterverfolgt 

werden müsse. Zwar würden erste Reform-

ansätze im Schiffbau und im Gesundheits-

wesen langsam Ergebnisse zeitigen, diese 

reichten aber nicht aus, zumal die kroati-

sche Wirtschaft in vielen Sektoren nach dem 

inzwischen vollzogenen EU-Beitritt auf Neu-

land stoßen werde. Ein eher erfolgreicher 

Sektor sei dagegen der Tourismus, wobei 

dieser seinen unabdingbaren Beitrag zum 

BIP auf ein Maß gesteigert habe, das nur 

noch in Nischen ausbaufähig sei.  

 

 

 

 

 

Dabei geholfen habe sicher die gute Ver-

kehrsinfrastruktur des Landes und er sehe 

durchaus Chancen mit der Hilfe von den 

jetzt zur Verfügung stehenden EU-Fonds 

über den Ausbau des kroatischen Schienen-

netzes Transportkorridore zu schaffen, wel-

che es Kroatien ermöglichen könnten wieder 

wirtschaftliches Wachsrum zu generieren.  

 

 

 

 

Dabei käme es Kroatien zugute, dass es kei-

ne Probleme mit dem Bankensystem gäbe, 

da sich die großen Geschäftsbanken in Kro-

atien in Privatbesitz, meist ausländischer 

Großbanken, befänden und gut kapitalisiert 

seien. Eine vergleichbare Entwicklung wie 

im Nachbarland Slowenien, wo die noch 

immer im Staatsbesitz befindlichen Ge-

schäftbanken einen Berg fauler Kredite im 

Umfang von ca. 7. Mrd. Euro vor sich her-

schieben gäbe es bzw. drohe Kroatien nicht.                                                   

In der anschließenden Diskussionsrunde 

ging es dann noch einmal um die Frage, 

weshalb Kroatien hat in den letzten 15 Jah-

ren keine Vorsorge getroffen habe, um in 

schlechten Zeiten durch antizyklische Maß-

nahmen der Wirtschaftskrise entgegensteu-

ern zu können, wie dies heute andere Län-

der, die in guten Zeiten Überschusse ange-

sammelt haben heute tun können. 

 

 

 

 

 

Auf die Frage, ob die Vergrößerung des kro-

atischen Haushaltsdefizit die Vorbereitungen 

zur Einführung des Euros beeinflussen 

könnten, antwortete Zentralbankgouverneur 

Vujčić, dass es vor allem wichtig sei, endlich 

die Maastricht-Kriterien einzuhalten, denn 

dies würde die Gespräche sicherlich erleich-

tern. Schon seit der Unabhängigkeit Kroa-

tiens im Jahr 1991 seien fast 90% der kroa-

tischen Spareinlagen wegen der damalig 

sehr hohen Inflation vorwiegend in Fremd-
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währungen –damals größtenteils in D-Mark- 

angelegt.  

 

 

 

 

 

Auch heute sei immer noch ein Großteil der 

kroatischen Spareinlagen in Euro angelegt, 

sodass die Anpassung an den Euro mittel-

fristig kein großes Problem für Kroatien dar-

stellen sollte. Auch würde der Bankensektor 

in Kroatien zu 90% von ausländischen 

Bankinstituten bestimmt, die alle aus der 

Eurozone stammen weshalb durch den In-

terbankenhandel schon jetzt die Abhängig-

keit von der Europäischen Union sehr groß 

sei.  Allein die zögerliche Kreditvergabe der 

kroatischen Geschäftsbanken mache ihm 

Sorgen.  

 

 

 

 

 

Diese sei zwar bis ins vergangene Jahr noch 

unbeeinträchtigt geblieben, inzwischen je-

doch sei die Krise auch in Kroatien spürbar 

geworden, was die Banken dazu veranlasst 

habe höhere Zinsen (bis zu 6,5 % bei priva-

ten Bankkrediten) zu verlangen und bei der 

Kreditvergabe sehr zögerlich zu agieren. 

Ansonsten erscheinen ihm die Möglichkeiten 

der Geldpolitik Kroatiens, trotz der großen 

„Euroisierung“ der kroatischen Gesellschaft 

eher begrenzt, während ihm die kürzlich 

von der Regierung vorgestellten Maßnah-

men zur Senkung des Haushaltsdefizits in 

die richtige Richtung zu weisen scheinen 

und Kroatien konkurrenzfähiger machen 

werden, vor allem wenn solche Reformen 

noch schneller in die Tat umgesetzt würden. 

Zum auch in Kroatien virulenten Renten-

problem befragt verwies  der wirtschaftspo-

litische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im 

Deutschen Bundestag Dr. Joachim Pfeiffer 

auf die inzwischen in Deutschland begonne-

nen Reformen im Rentensystem. So be-

rechneten sich die zukünftigen Rentenbezü-

ge nach einer Formel, welche die Renten 

und die zukünftigen Nettogehälter der Bei-

tragszahler in eine direkte Beziehung set-

zen, man also von der früheren Bruttolohn-

bezogenheit der Renten Abstand genommen 

habe. Dies bedeute, dass wenn es keine 

Lohnsteigerungen gebe, es dann auch zu 

keinen automatischen Rentenerhöhungen 

komme. Wichtig seien auch die Maßnahmen 

zur Förderung der privaten Altersvorsorge 

vor allem der erwerbstätigen mittleren Ge-

neration.  

 

 

 

 

 

Noch vor kurzem habe in Deutschland 90 

Prozent der Rentner allein eine Rente aus 

Leistungen der gesetzlichen Rentenversi-

cherung in Anspruch nehmen können, in-

zwischen ändert sich dieser Prozentsatz zu-

gunsten einer verstärkten Finanzierung des 

Lebensabends durch Rückflüsse aus priva-

ten Vorsorgeprogrammen. Zudem fördere 

die Bundesregierung Betriebsrenten mit 

dem Ziel, dass Rentensystem auf verschie-

dene Pfeiler zu stützen, um damit das Vor-

sorgerisiko zu diversifizieren und die Gefahr 

von Altersarmut zu minimieren. 

 

 

 

 


